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Diskriminierung der Bahá’í in Katar (Stand: 20. Juli 2026) 

Historische Präsenz ohne rechtliche Anerkennung 

Die Bahá’í-Gemeinde ist seit den 1940er Jahren in Katar präsent und wuchs insbesondere in den 

1970er und 1980er Jahren durch Arbeitsmigration aus anderen Ländern der Region. Trotz ihrer 

langjährigen Verwurzelung wird ihr bis heute die offizielle Anerkennung als Religionsgemeinschaft 

verweigert. Bahá’í sehen sich deshalb seit Jahrzehnten mit Einschränkungen bei 

Aufenthaltsgenehmigungen, Familienzusammenführungen und dem Zugang zu staatlichen 

Dienstleistungen konfrontiert. Zahlreiche Gemeindemitglieder verloren ihr Aufenthaltsrecht oder 

wurden ausgewiesen, obwohl sie oft seit Generationen im Land leben.  

Der Fall Remy Rowhani 

Ein besonders bekanntes Beispiel ist der Fall von Remy Rowhani, einem angesehenen Bürger 

Katars, ehemaligen Direktor des Regionalbüros der Internationalen Handelskammer und langjährigen 

Vorsitzenden des Nationalen Geistigen Rates der Bahá’í in Katar. Rowhani verwaltete mit Kenntnis 

der Behörden freiwillige Spenden der Bahá’í-Gemeinde und wurde dennoch 2021 wegen angeblich 

unerlaubter Geldsammlung angeklagt. Nach einer Verurteilung und späteren Strafmilderung wurde 

der Fall Ende 2024 erneut aufgegriffen. Im April 2025 wurde er wieder festgenommen und mehrere 

Monate inhaftiert. Im August 2025 verurteilte ihn ein Gericht zu einer fünfjährigen Haftstrafe.  

Am 1. Oktober 2025 hob ein Berufungsgericht jedoch sämtliche Vorwürfe auf und sprach Rowhani 

frei. Die Baha’i International Community begrüßte die Entscheidung als wichtigen Sieg für 

Rechtsstaatlichkeit und Religionsfreiheit.  

Neue Abschiebungen und Aufenthaltsentziehungen 

Die Hoffnung auf eine Verbesserung der Lage erfüllte sich jedoch nicht. Im April 2026 wurde Herr 

Moin Yeganeh, ein in Katar geborener Bahá’í, inhaftiert, bis über seine mögliche Abschiebung 

entschieden werden sollte. Seine Familie lebt seit drei Generationen im Land, dennoch wurde seine 

Ausweisung betrieben, ohne dass ihm eine Straftat vorgeworfen wurde.  

Der Fall steht im Zusammenhang mit weiteren Maßnahmen gegen Bahá’í, denen 

Aufenthaltsgenehmigungen entzogen oder nicht verlängert wurden. Besonders betroffen waren 

Personen, die organisatorische Aufgaben innerhalb der Bahá’í-Gemeinde wahrgenommen hatten. 

Für viele Familien bedeuten solche Entscheidungen die Trennung von Angehörigen, den Verlust ihrer 

wirtschaftlichen Existenz und die erzwungene Aufgabe eines Lebens, das sie über Jahrzehnte in 

Katar aufgebaut haben.  

Sorge vor der Auslöschung der Gemeinschaft 

Im Mai 2026 erklärten die Internationale Bahá’í-Gemeinde und die Bahá’í-Gemeinde in Deutschland, 

dass sich mehr als 40 Prozent der verbliebenen Bahá’í-Bevölkerung Katars von Ausweisung bedroht 

sähen. Berichtet wurde von willkürlichen Festnahmen, Einschüchterungen sowie der 
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Nichtverlängerung von Arbeits- und Aufenthaltsvisa. Nach Einschätzung der Bahá’í-Gemeinde stellen 

diese Maßnahmen eine erhebliche Verschärfung der bereits seit Jahren bestehenden 

Diskriminierung dar.  

Besonders alarmierend ist, dass viele Betroffene aus Familien stammen, die seit Generationen in 

Katar leben und keine andere Heimat kennen. Die Bahá’í-Gemeinde warnt deshalb vor dem Risiko 

einer schrittweisen Verdrängung und letztlich einer faktischen Auslöschung der Gemeinschaft im 

Land.  

Internationale Reaktionen 

Die Internationale Bahá’í Gemeinde hat die katarische Regierung wiederholt aufgefordert, die 

Diskriminierung der Bahá’í zu beenden, ihre Aufenthaltsrechte zu schützen und die Religionsfreiheit 

uneingeschränkt zu gewährleisten. Auch internationale Menschenrechtsakteure haben die Lage der 

Bahá’í in Katar kritisch beobachtet. Die fortdauernden Inhaftierungen, Aufenthaltsentzüge und 

drohenden Abschiebungen stehen im Widerspruch zu internationalen Menschenrechtsstandards, 

insbesondere zum Recht auf Religionsfreiheit und zum Verbot religiöser Diskriminierung.  

Bewertung 

Die Entwicklungen der Jahre 2025 und 2026 verdeutlichen ein anhaltendes Muster der 

Benachteiligung von Bahá’í in Katar. Zwar stellte der Freispruch von Remy Rowhani einen wichtigen 

positiven Schritt dar, doch die jüngsten Inhaftierungen und Ausweisungsverfahren zeigen, dass die 

grundlegenden Probleme ungelöst bleiben. Die Maßnahmen richten sich zunehmend nicht nur gegen 

einzelne Personen, sondern gefährden die Zukunft der Bahá’í-Gemeinde als Ganzes. 
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